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Zusammenfassung

Der Band enthält die Vorträge eines Symposiums über Fragen der

Schulverfassung, das im April 1990 im Max-Planck-Institut für

Bildungsforschung abgehalten worden ist. Er bietet Analysen von

Erfahrungen und Perspektiven sowohl in der Bundesrepublik und

auf dem Gebiet der ehemaligen DDR (nach dem November 1989) als

auch im benachbarten Ausland. Im einzelnen finden sich Berichte

über Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, Schweden und

die Sowjetunion. Die Bestandsaufnahmen von Berichterstattern aus

den genannten Ländern selbst sind ins Deutsche übertragen.



- 2 -

Abstract

The volume consists of the contributions to a symposium on

school constitutions held in April 1990 at the Max-Planck-

Institute for Human Development and Education, Berlin. It offers

analyses of experiences and perspectives pertaining to France,

the Federal Republic of Germany, the (ex-)German Democratic

Republic following the 1989 change in régime, Great Britain, the

Netherlands, Sweden and the Soviet Union. All contributions are

here presented in German.
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Vorbemerkung

In dem vorliegenden Band sind die Beiträge zu einem Symposium

über Fragen der Schulverfassung versammelt, das Ende April 1990

im Max-Planck-Institut für Bildungsforschung in Berlin stattge-

funden hat. Es wurde gemeinsam von diesem Institut und der

Berliner Schulverwaltung für Schulwesen, Berufsausbildung und

Sport veranstaltet. Den Rahmen bot das "Forum Berliner Schul-

recht", das in unregelmäßiger Folge seit Jahren am Max-Planck-

Institut für Bildungsforschung ausgerichtet wird und an dem auch

Juristen der Berliner Schulverwaltung teilnehmen.

In der genannten Veranstaltungsreihe werden aktuelle Probleme

aus dem Bildungs- und Schulrecht diskutiert; im Zusammenhang

solcher Debatten entstand auch die Idee, erneut Fragen der

Schulverfassung zur Diskussion zu stellen. Dieser Gegenstands-

bereich zählte zu den traditionellen Forschungsgebieten des

Instituts, das in der Vergangenheit mit einzelnen Ergebnissen

auch größere bildungspolitische Resonanz gefunden hat. Sowohl

Pläne zu einer Revision des (West-)Berliner Schulverfassungs-

gesetzes als auch besonders die Entwicklungen in der ehemaligen

DDR nach dem November 1989 haben eine Wiederaufnahme der

Thematik nahegelegt. Das Ziel ist dabei nicht die Ausarbeitung

eigener Empfehlungen, sondern eine kritische Bestandsaufnahme

von neueren Entwicklungen und Reformperspektiven gewesen.

Die Diskussion von Veränderungstrends im Feld der Schulver-

fassung kann sich nicht auf die Bundesrepublik beschränken.

Neben dem Ziel, auch über die Erfahrungen und die aktuellen

Reformvorstellungen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR Aufschluß

zu erhalten, war es aus diesem Grunde den Veranstaltern um die

Einbeziehung der Entwicklungen im westlichen Ausland zu tun.

Entsprechend sind auf der Tagung - zum Teil von deutschen

Experten, zum Teil aber auch von Berichterstattern aus den

einzelnen Ländern selbst - Vorträge über die Verhältnisse in

Frankreich, Großbritannien, den Niederlanden, Schweden und der
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Sowjetunion gehalten worden und in diesem Bande abgedruckt. Auf

diese Weise öffnet sich ein Fächer von unterschiedlichen

Erfahrungen und Perspektiven, den insbesondere die vielen

Teilnehmer aus der ehemaligen DDR als anregend empfunden haben

dürften. Der vorliegende Band wendet sich vor allem an diesen

Teilnehmer- und Adressatenkreis.

Die Herausgeber danken allen Autoren für die Überlassung ihrer

Beiträge, die teilweise für den Druck von ihnen noch einmal

überarbeitet worden sind. Einzelne Vorträge sind zugleich in

verschiedenen Zeitschriften publiziert worden, aber der

vorliegende Band hat den Vorteil, einen Überblick über die

Gesamtheit der gehaltenen Referate zu geben. Dies gilt aller-

dings mit einer Ausnahme: Der Vortrag des Staatssekretärs im

damaligen Bildungsministerium der DDR, Volker Abend, stand uns

für einen Abdruck nicht zur Verfügung, weil er bei dem Symposium

ganz frei gehalten worden war. Die Beiträge sind in dem Band in

der Reihenfolge abgedruckt, in der sie gehalten wurden. Für die

Mitwirkung bei der Organisation der Konferenz möchten wir

insbesondere Herrn Hans-Jürgen Krzyweck von der Berliner

Schulverwaltung Dank abstatten. Die Manuskripte sind für den

Druck zum Teil noch einmal von Herrn Dr. Jürgen Baumgarten

durchgesehen und geglättet worden; die druckfertigen Vorlagen

hat Frau Monika Oppong geschrieben. Ihnen beiden sagen wir

abschließend Dank.

Berlin, November 1990 Achim Leschinsky
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Sybille Volkholz

Grußwort

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen, Frau Stierand, Herr Prof. Roeder, Herr Prof.

Becker,

das Thema "Wieviel Freiheit braucht die Schule - Wieviel

Freiheit verträgt die Schule?" hat eine spannende Aktualität

auch durch den Reformprozeß im Ostteil unserer Stadt bekommen.

Für die Reformdiskussion in diesem Teil der Stadt erhoffe ich

einen neuen Aufschwung. Die Veranstaltung zeigt, daß wir nicht

fertig erprobte Systeme zu transportieren haben, wir brauchen

die Reform und nehmen uns hoffentlich die Zeit, zu reflektieren

und voneinander zu lernen.

Ich freue mich besonders über die Anwesenheit der vielen Gäste

"von drüben". Die Diskussion mit Ihnen erweitert hoffentlich

unseren Horizont und verdeutlicht vielleicht gemeinsame Elemente

einer Schulverfassung für die Schulen in beiden Teilen der

Stadt. Ich begrüße Sie alle und danke dem Max-Planck-Institut,

daß es für diese Gelegenheit nicht nur Räume, sondern auch

Sachverstand zur Verfügung stellt und die Veranstaltung mit uns

gemeinsam durchführt.

Meine Damen und Herren, eine liberale Schulverfassung hat sich

in dem Spannungsfeld zwischen staatlicher Aufsicht, die

Vergleichbarkeit und Durchlässigkeit von Schulen und Abschlüssen

garantiert, und möglichst großer Autonomie der einzelnen Schule

und der an ihr Beteiligten zu bewegen.

Vor knapp acht Jahren haben Schülervertreterinnen und -Vertreter

im Landesschulbeirat einen Antrag eingebracht, mit dem geradezu

Unglaubliches unglaublich schnell geschehen ist. Das Unglaub-
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liehe war: Die Mitglieder des höchsten Landesgremiums haben ohne

Aussprache verständnisvoll nickend den Antrag angenommen, und

die anwesenden Vertreter der Schulverwaltung haben den Antrag

umgehend umgesetzt. Dieser einmalige Vorgang betraf folgenden

Antrag: "Der Senator für Schulwesen, Jugend und Sport wird

aufgefordert, den Titel der Broschüre mit dem Gesetz über die

Schulverfassung 'Demokratie in der Schule1 zu ändern". Gerügt

wurde in einer kurzen Antragsbegründung der falsche Gebrauch des

Wortes "Demokratie". Seit dem "unglaublichen Vorgang" heißt die

Broschüre "Schule in der Demokratie". Der Hintergrund dieses

Antrages war die Erfahrung, "verfaßt" worden zu sein. Im

Vordergrund war und ist der Wunsch, in der Beteiligung mitbe-

stimmen zu können.

Vor fast zwei Jahrzehnten wurde ein Versuch in Sachen Mitbestim-

mung in Berlin-West gestartet, sehr zaghaft, wie sich bald

zeigen sollte. Damals wurde der Entwurf eines Gesetzes zur

Mitbestimmung in der Schule auf den Weg geschickt. Mit diesem

Entwurf wurde Demokratie in der Schule angedacht, aber eben nur

angedacht. Rechtzeitig vor dem Ende, bevor die Schulöffentlich-

keit über Mitbestimmung nachdenken konnte, wurde neu formuliert.

Diejenigen, die Verantwortung trugen, in Personalunion zugleich

diejenigen, die auch Bedenken trugen, hatten Angst vor der

Courage des damaligen Senators bekommen. Seine Partei zog nach:

Aus dem Schulmitbestimmungsgesetzentwurf wurde ein Entwurf, der

die Schulverfassung den bestehenden Strukturen anpaßte. Zu

diesen Strukturen gehört das überkommene Verständnis von

Hierarchie, von Bürokratie, von Aufsicht. Ein Verständnis, das

sich in Preußen entwickelt und verfestigt hat.

Ich denke, daß unter dem Anspruch, Schule demokratisch zu

gestalten, auch die Schulaufsicht sich ändern muß. Entscheidende

Vorarbeiten dazu hat der Deutsche Juristentag - wie allgemein

bekannt ist - bereits 1981 veröffentlicht. Zielsetzung ist, die

Entscheidungsspielräume der beteiligten Lehrkräfte, Eltern,

Schülerinnen und Schüler über die Gestaltung von Unterricht und
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Schule zu erweitern und dazu die Schulaufsicht stärker als

pädagogisch beratende Institution zu nutzen und Kontrollfunk-

tionen abzubauen. Sie wird dann auch mehr überzeugen können,

wenn sie mehr argumentiert als kontrolliert. Nicht schulauf-

sichtliche Kontrolle garantiert in erster Linie schulische

Qualität, vielmehr ist eine gute Aus-, Fort- und Weiterbildung

der Lehrerinnen und Lehrer bester Garant für eine gute Schule.

Staatliche Vorgaben, Rechtsvorschriften, Rahmenpläne sollen

Entscheidungsmöglichkeiten in der Schule zulassen und die

pädagogische Freiheit der Lehrerinnen und Lehrer soweit als

möglich achten. Ein solcher Lehr- und Lernort braucht ebenso

Eltern und eine Schülerschaft, die sich aktiv beteiligen. Hier

kann Erziehung zur Demokratie einsetzen, die Lernprozesse

initiieren, die zur Übernahme von Verantwortung für sich selbst

und für andere befähigen soll. Das ist alles andere als ein

Sandkasten, wenn es sich auf der Grundlage echter Mitbestim-

mungsrechte abspielt.

Die drei am Schulleben beteiligten Gruppen sind nach dem

jetzigen Schulverfassungsgesetz nicht gleichberechtigt. Wir

haben nach wie vor eine durch Lehrerinnen dominierte Schule. Das

ist nicht gut. Wer Entscheidungen unterworfen ist, wer Mitver-

antwortung tragen soll, muß auch mitbestimmen können. Deshalb

haben wir in der Koalitionsvereinbarung ausgeführt, wesentliche

Mitbestimmungsrechte in der Schule von der (Lehrer-)Gesamtkonfe-

renz auf die Schulkonferenz zu übertragen. Dabei wird bei der

Verteilung von Mitbestimmungsmöglichkeiten nach den Aufgaben zu

differenzieren sein.

Schülerinnen und Schüler müssen erfahren, daß Schule auch als

ihr Lebensraum stärker durch sie aktiv gestaltet werden kann.

Veränderungen ihrer Lebenswelt müssen Rückwirkungen auf ihre

Schule haben. Junge Menschen sollen rechtzeitig die sinnvolle

und freudige Erfahrung machen können, daß sie selbst etwas

verändern können und daß es sinnvoll ist, so etwas zu tun. Das

sehe ich als eine Voraussetzung dafür, daß sie nicht resignie-
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ren, verdrängen oder passiv erdulden. Scheinbar einfache

autoritäre Problemlösungen werden von Menschen, die Zusammen-

hänge durchschauen, die die Welt begreifen lernen und solida-

risch handeln können, nicht unterstützt. Erziehungsberechtigte

werden sich dann stärker um den Bildungsauftrag der Schule, um

Unterrichtliehe Fragen kümmern, wenn sie in der Wahrnehmung

ihrer Rechte gestärkt werden. Lehrkräfte müssen über das, was

gemeinhin die pädagogische Freiheit des Lehrers genannt wird

- und das ist die inhaltliche und methodisch-didaktische

Gestaltung des Unterrichts -, entscheiden können. Eine offenere

Formulierung von Rahmenplänen verstärkt die Möglichkeit, auf die

Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern, Eltern sowie der

Lehrerinnen und Lehrer bezüglich der Inhalte Rücksicht zu

nehmen. Dies ermöglicht eine flexiblere Anpassung der Schule an

die Lebensverhältnisse ihrer Schülerinnen und Schüler.

Die Verwirklichung einer solchen Schulverfassung ist nicht nur

eine Rechtspflicht, sondern auch eine pädagogische Aufgabe. Ich

wünsche mir eine Schulverfassung, die in Gruppengremien

Interessen zusammenführt, in gemeinsamen Gremien Entscheidungen

fällt. Gremien, die wirkliche Funktionen auf allen Ebenen haben.

Eine solche Schulverfassung bricht versteinerte Strukturen auf,

die die Erziehung erschweren.

Die vor uns liegende Veranstaltung bietet die Chance der Verwer-

tung auswärtiger Erfahrungen. Ich wünsche uns allen vielfältige

Anregungen, die wir für eine Reform des Schulverfassungsgesetzes

umsetzen können.

Ich danke Ihnen.
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Peter M, Roeder

Begrüßung

Sehr verehrte Frau Senatorin, verehrte Gäste, liebe Kolleginnen

und Kollegen,

es ist mir eine Ehre, Sie im Namen des Max-Planck-Instituts für

Bildungsforschung zu diesem gemeinsam mit dem Berliner Schul-

senat veranstalteten Symposium zu Fragen der Schulverfassung zu

begrüßen. Ich freue mich, daß so viele unserer Einladung

gefolgt sind, unter ihnen auch viele Kollegen aus der DDR, die

ich besonders willkommen heißen möchte. Die Möglichkeit, mit

Ihnen ein freies Gespräch zu führen, ist sicher eine der

wichtigsten und schönsten Errungenschaften der vergangenen

Monate. Ein besonderer Gruß und Dank gilt selbstverständlich all

denen, die sich bereit gefunden haben, unserem Symposium durch

ihre Beiträge Substanz zu geben. Besonderen Dank schulde ich

Herrn Gerold Becker, der in letzter Minute für den aus familiä-

ren Gründen verhinderten Herrn Harder als Referent eingesprungen

ist. Dies ermöglicht es uns, ganz bei dem gewählten Thema zu

bleiben; denn Herr Becker hat vor Herrn Harder lange Jahre die

Odenwaldschule geleitet.

Die Idee zu unserem Symposium ist in dem seit vielen Jahren

durch unser Institut veranstalteten "Forum Berliner Schulrecht11

geboren worden, an dem regelmäßig auch Juristen der Berliner

Schulverwaltung teilnehmen. Den Anstoß bildeten damals Überle-

gungen zu einer Revision der Berliner Schulverfassung, wie sie

ja nach einem Regierungswechsel nicht selten angestellt werden.

Fragen der Schulverfassung sind in unserem Institut von Anfang

an ein wichtiger Forschungsgegenstand gewesen - ich erinnere an

Richters Buch zum Bildungsverfassungsrecht, an die Beiträge von

Mitarbeitern des Instituts zum Entwurf eines Landesschulgesetzes

im Auftrag des Deutschen Juristentages, an Untersuchungen zur
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Rolle des Schulleiters und zur kollegialen Schulleitung, an die

großen empirischen Studien zur Schulaufsicht und zur administra-

tiven Steuerung von Unterrichtsprogrammen ("Wie kamen die

Nationalsozialisten an die Macht?"). Da dieses Interesse hier

also Tradition hat, lag der Gedanke nahe, eine solche gemeinsame

Veranstaltung an diesem Ort durchzuführen. Ihr Ziel sollte es

weniger sein, direkt in die in Berlin sich anbahnende Debatte

einzugreifen, als vielmehr in einer gewissen Distanz davon sich

die Entwicklungen der Schulverfassung zu vergegenwärtigen, die

sich in den letzten Jahren in unseren Nachbarländern vollzogen

haben, d.h. den Versuch zu unternehmen, in eine solche Debatte

auch internationale Erfahrungen einzubringen. Dies vor dem

Hintergrund allgemeinerer schultheoretischer Überlegungen, wie

sie in Erziehungswissenschaft und Bildungssoziologie gegenwärtig

auf der Grundlage empirischer Forschungen erörtert werden.

Das Thema hat natürlich durch die Ereignisse seit dem 9.

November eine ganz besondere Aktualität gewonnen. In der DDR

wird eine grundlegende Veränderung der Schulverfassung unumgäng-

lich sein, und offensichtlich können gerade die Berliner diesem

Prozeß nicht unbeteiligt zusehen, weil sie durch ihn in

besonderer Weise selbst betroffen sind. Für uns ist es deshalb

außerordentlich wichtig, daß wir in diesem Prozeß der Verände-

rung kooperieren. Nicht zuletzt deshalb hat Frau Senatorin

Volkholz angeregt, einen Berliner Bildungsrat zu gründen, in dem

beide Seiten paritätisch vertreten sind. Und nichts lag näher,

als Erfahrungen und Perspektiven der Entwicklung der Schulver-

fassung in der DDR zu einem Schwerpunktthema unseres Symposiums

zu machen. Wir können uns nur wünschen, daß unsere Erörterungen

heute und morgen für die Reflexion über anstehende Veränderungen

hilfreich sind, indem sie den Blick für alternative Erfahrungen

und Regelungen öffnen. In diesem Sinne wünsche ich unserem

Symposium einen erfolgreichen Verlauf.
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Achim Leschinsky

Schultheorie und Schulverfassung-*-

I.

Die spezifische Themenstellung dieses Einführungsreferats

verdankt sich nicht nur dem Umstand, daß das Institut für

Bildungsforschung, das diese Tagung zusammen mit der Berliner

Senatsverwaltung für Schule ausrichtet, keine eigene bildungs-

und schulrechtliche Abteilung oder Forschungsgruppe mehr

besitzt. Unser Interesse an der Entwicklung der Schulverfassung

ist - soweit es sich nicht aus ganz aktuellen politischen

Veränderungen begründet - schulpädagogischer Natur, und

entsprechend ist auch unser aktiver Beitrag zum Tagungsthema

ausgerichtet. Dies Eingeständnis soll jedoch mehr als eine

Verlegenheit ausdrücken; es verspricht nach meiner/unserer

Überzeugung auch Gewinn, die schulrechtlichen Entwicklungen im

Kontext der anderen strukturpolitischen und pädagogischen

Veränderungen zu betrachten, die die Schule während der letzten

beiden Jahrzehnte betroffen haben.

In der Bundesrepublik war und ist ebenso wie in den anderen

europäischen Nationen unter den Zielen der Bildungsreform die

Eröffnung von größeren Freiheitspielräumen für die einzelne

Schule im Schulsystem bzw. für die unmittelbar Beteiligten

gegenüber der Verwaltung nur eine von mehreren Innovationen.

Das Experimentalprogamm, das der Deutsche Bildungsrat Ende der

sechziger Jahre für die Einführung der Gesamtschule entwarf, hat

beispielsweise neben der eigentlichen Strukturreform eine

Vielzahl weiterer Veränderungen enthalten. Unter anderem wurde

dabei auch die Neuordnung der schulinternen Entscheidungs-

Das Manuskript wurde für den Zweck der Veröffentlichung
überarbeitet und um Literaturangaben ergänzt. Es wird außerdem
in "Die Deutsche Schule", 82 (1990), H. 4 publiziert.
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Struktur mit dem Ziel einer schulnahen Curriculumentwicklung

- durch die Beteiligten - oder der Reform der Leistungsbewer-

tung oder der Entwicklung einer Schullaufbahnberatung verknüpft.

Diese Liste ließe sich unschwer verlängern (Deutscher Bildungs-

rat 1969, 1970; vgl. dazu Baumert 1983; Arbeitsgruppe Bildungs-

bericht 1990, S. 303 ff.). Und auch wenn man darum eine

Überbürdung des Reformprogramms konstatieren kann, die in der

Folgezeit für eine Reihe von belastenden Problemen verant-

wortlich gemacht worden ist, brachte diese Kombination erkennbar

eine innere Folgerichtigkeit zum Ausdruck. Die Auffassung von

der Schule wandelte sich grundlegend: weg von einer "Anstalt",

die einen vorgefügten Handlungsrahmen für ihre "Insassen"

absteckte2, hin zu einer Einrichtung, die ganz im Dienste der

Selbständigkeit ihrer Mitglieder sowie ihrer Förderung stehen

sollte. Eine solche Schule mußte den Beteiligten darum aktiven

Einfluß auf ihre eigene institutionelle Gestalt einräumen

(Deutscher Bildungsrat 1973; Deutscher Juristentag 1980/1981;

vgl. Nevermann/Richter 1977; 1979). Und obwohl dieser Wandel

stark von rechtlichen Impulsen vorangetrieben worden ist, kamen

in ihm doch bestimmte schulpädagogische und bildungspolitische

Überzeugungen zum Tragen. Diesen Vorstellungen soll in dem

Beitrag nachgegangen werden - weil die Schulverfassung nicht

einfach als direkte Umsetzung geltender Rechtsvorschriften

verstanden, sondern ihrerseits wieder an pädagogischen Zwecken

der Institution bemessen werden muß. Für eine solche schultheo-

retische oder schulpädagogische Erörterung werde ich mich, wie

schon das angeführte Beispiel verdeutlicht, auf die Entwicklung

in der Bundesrepublik beziehen. Schon mangels eigener hinrei-

chender Kenntnisse kann ich nur gelegentlich auf die Verhältnis-

se in anderen Staaten verweisen. Es wird gewissermaßen eine

Probe auf's Exempel sein, ob meine Überlegungen den Analysen

standhalten werden, die wir heute und morgen (bei dieser Tagung)

2 Vgl. die bekannte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
über das "besondere Gewaltverhältnis" aus dem Jahre 1972, die
sich auf die Strafgefangenen bezog (BVerfGE 33, S. 1 ff.).
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von der Situation in den verschiedenen europäischen Ländern

erwarten können.

Nach dem Ende des Nationalsozialismus hat die Schule in der

Bundesrepublik für lange Zeit den Status einer "politischen

Exterritorialität" (kritisch dazu zum Beispiel Giesecke 1980,

S. 514 ff.) behauptet. Die Schule sollte einen von den gesell-

schaftlichen Mächten abgehobenen Schonraum bilden, in dem

gleichsam automatisch für das Wohl und die Zukunft der jungen

Generation gesorgt würde. Es fällt uns heute nicht schwer, in

diesem Denkmuster die Antwort auf die gewaltsame Politisierung

der Schule sowie die politische Verführung der Jugend während

des NS zu entdecken. Deutlich ist aber auch, daß dem Konzept

unausgewiesen selbst bestimmte gesellschaftspolitische Zielset-

zungen zugrunde lagen, das Programm einer sozialen Remoralisie-

rung nämlich, das der Verselbständigung angeblich unmündiger

Volkskreise das Ziel einer bindenden und geschlossenen Gemein-

schaft entgegenstellte. Zu einer solchen Sozialordnung sollte

schon die Schule selbst werden. Diese restaurative Alltags-

theorie der Schule, die konsequenterweise auch den Interessenar-

tikulationen der Jugendlichen in der Schule keinen Raum gab, ist

im Individualisierungsschub der sechziger Jahre für die Bundes-

republik bekanntlich zerbrochen (vgl. dazu auch Leschinsky

1990). Aber es ist meine These, daß die Schulmodelle, die an

die Stelle der erwähnten Konzeption traten, den Charakter der

"Exterritorialität" nicht wirklich abgelegt, sondern in anderer

Weise fortgeführt haben.

Sicher, die Schule sollte kein unpolitisches Moratorium mehr

sein, aber sie sollte auch nicht den Pluralismus der bestehenden

Gesellschaft einfach in sich abbilden. Gerade als Vorreiterin

einer "neuen" Gesellschaftsordnung modernen Zuschnitts wurde die

Schule in Distanz zu den gegebenen sozialen Verhältnissen

gebracht, von denen man eher eine Gefährdung der angestrebten

Mündigkeit ausgehen sah. Die Schule sollte die bessere Zukunft

hervorbringen, die sie gewissermaßen schon in sich selbst zu
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repräsentieren hatte. Insofern stellen sich sofort zwei Fragen:

Die eine ist historisch wohlvertraut und gilt der - durchaus

traditionellen - Überschätzung, die man bei dieser Reform-

perspektive der politischen Macht der (schulischen) Erziehung

gezollt hat. Die zweite kritische Frage folgt dem Zweifel, daß

die Implikationen, die die - auch nur teilweise - Umsetzung der

Reformprinzipien für die Schule hatten oder haben, ernsthaft

bedacht und abgewogen worden sind. Es geht, mit anderen Worten,

um das Problem der ungewollten, unvorhergesehenen Nebenwirkun-

gen, das für sich in der pädagogischen Diskussion keineswegs

neuartig ist.

Auch diese Phase einer weitgespannten optimistischen Bildungs-

politik als Gesellschaftspolitik mag man in der Bundesrepublik

inzwischen für vergangen erklären. Sie hatte ihren Höhepunkt in

den späten sechziger und frühen siebziger Jahren, den Zeiten des

Deutschen Bildungsrats, auf den aber viele der bis heute

festgehaltenen Reformperspektiven für die Schule zurückgehen.

(Die Empfehlungen der Bildungskommission dieses Gremiums zur

Schulverfassung aus dem Jahre 1973 sind zum Beispiel bis heute

ein wichtiger und vielbemühter Richtpunkt schulischer Verände-

rungsszenarien. ) Denn auch dort, wo man von den Ansprüchen der

sozialliberalen Bildungsreform als utopisch Abschied genommen

hat, sind einzelne tragende Elemente festgehalten, die die

Schule wiederum zu einer pädagogischen, nun oft "grünen" Insel

machen. So sehe ich ungeachtet aller wichtigen pädagogischen und

politischen Unterschiede eine Traditionslinie von der anti-

modernen über die pro-moderne bis zur post-modernen "Exterrito-

rialität" der Schule. Der Abstand zur gesellschaftlichen

Realität und die Ohnmacht ihr gegenüber wird tendenziell

gleichermaßen durch Gesinnungspflege und Propagierung wettge-

macht, für die die Schule in einer demokratischen Gesellschaft

nicht da ist. Mit dieser Kritik verbinde ich weder den Vorwurf,

daß die Reforminitiativen der vergangenen zwei Jahrzehnte in der

Bundesrepublik ganz überflüssig oder unangebracht gewesen

seien. Noch behaupte ich auch, daß sie ohne reale Wirkungen
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geblieben wären. Gerade im Lichte einer Analyse dieser - oft

unbeabsichtigten - Effekte ist aber vielleicht die Reformulie-

rung, zum Teil auch Revision leitender Vorstellungsprinzipien

angezeigt, die die Bildungsreform geleitet haben und entspre-

chende Bemühungen noch immer leiten.

II.

Ich will mich dabei im folgenden auf vier Vorstellungskreise

konzentrieren, die der Reformentwicklung zugrunde gelegen haben

oder noch liegen: die Vorstellung von der "einen Schule für

alle", die Vorstellung von der Möglichkeit eines weitgehenden

sozialen Chancenausgleichs in und durch die Schule, die

Vorstellung einer weitgehenden (curricularen und sozialen)

Öffnung der Schule für das Leben und schließlich das Ideal einer

prinzipiell "egalitären" Organisation der Schule. Dem letzteren

ordne ich Reforminitiativen zur Schulverfassung zu. (Wenn Sie

mir also noch etwas Zeit lassen: Ich verspreche, sachlich

wenigstens dorthin zu gelangen und zu enden, wo dann die

eigentliche Tagung beginnt.) Es erleichtert mir übrigens die

Aufgabe einer kritischen Prüfung dieser Vorstellungskreise

erheblich, daß ich mit meinen Anfragen und Überlegungen nicht

allein stehe oder erst ab ovo beginnen müßte: Mindestens im

Falle der "Einheitsschule" und des sozialen Chancenausgleichs

finde ich historisch zum Teil schon relativ früh artikulierte

Bedenken gegenüber immanenten Spannungen sowie unerwünschten

Konsequenzen; diese Einwände können nicht einfach als reaktionär

abgetan werden. Und ich sehe aktuelle Indizien für eine Ablösung

von übersteigerten Ziel- und Handlungsperspektiven. Auf beides

kann ich mich im folgenden beziehen.

1. Eine Schule für alle

Die Zielsetzung, die verschiedenen Bildungsgänge - über das

Alter der Grundschule hinaus - in einer Schulform zusammen-

zubinden, beruht auf der Einsicht in die Unzulänglichkeit der
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frühen Auslese- und Übergangsentscheidungen, die das traditio-

nelle gegliederte deutsche Schulsystem verlangt. Aber neben dem

pädagogischen Interesse, diese Entscheidungen zu optimieren bzw.

darüber hinausgehend den einzelnen Schüler in seinen Neigungen

und Fähigkeiten langfristig zu fördern, kamen in den Integra-

tionsforderungen auch bestimmte politische Motive zur Geltung.

Sie gingen von der Aufgabe aus, daß die Schule die "geistige

Einheit des Volkes" zu vermitteln und zu stärken habe. Ein

früher Kritiker dieser Einheitsvorstellung und dem daraus

abgeleiteten schulorganisatorischen Monismus hat darum in diesem

Zusammenhang nach dem Kriege von der "wiederbelebten Volks-

gemeinschaft" gesprochen (Schelsky 1961, S. 42 ff.). Damit war

den entsprechenden Bestrebungen natürlich nicht ein antidemokra-

tischer Gehalt unterstellt, wohl aber die Spannung bezeichnet,

in der diese Zielvorstellung letztlich zum sozialen und

geistigen Pluralismus der Moderne stand: Der Ruf "Ein Volk -

eine Schule", mit dem zum Beispiel J. Tews im und nach dem

Ersten Weltkrieg für den Deutschen Lehrerverein so einprägsam

die Vereinheitlichung des Schulwesens gefordert hatte (Tews

1916; 1919), war auch noch aus dem "Bremer Plan" des AGDL von

1960 herauszuhören. Schelsky sah diese Vorstellung auch im

"Rahmenplan" des Deutschen Ausschusses von 1959 wirksam, obwohl

dieser doch ein modifiziertes Votum für das gegliederte

Schulwesen formuliert hatte. Beide Pläne leiteten zu Ende der

fünfziger Jahre gewissermaßen die Ära der großen bildungspoliti-

schen Reformentwürfe in der bundesdeutschen Nachkriegszeit ein

und bewiesen die Traditionskraft der mit der Schule verfolgten

sozialen Einheitsidee. Diese Programmatik appellierte mehr an

die Erfahrung sozialer Unmittelbarkeit und an Nachbarschafts-

gefühle, als daß sie auf die Stärkung eines rationalen Willens

in der Schule setzte. Man wollte die schulische Harmonisierung

und Kompensation sozialer Unterschiede. Es ging nicht um eine

soziale Gesinnung, die sich aus Einsicht in die gesellschaftli-

chen Unterschiede, ihre Funktion und die Grenzen ihrer Legitima-

tion, speiste. Welch ein Unterschied dieser einheitssüchtigen

deutschen reformpädagogischen Tradition zur französischen
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Denkweise, wo in der Folge Durkheims gesellschaftliche Differen-

zierungsprozesse nicht als Gefährdung des sozialen Zusammenhalts

gedeutet (vgl. Durkheim 1893/1977) worden sind! Der Schule wurde

von daher nicht oder doch viel weniger die Funktion einer

"heilenden" sozialen Integrationsinstanz angesonnen*

Es war insofern nicht nur ein politisch bedingter Etiketten-

wechsel, daß die integrierte Schule in der Bundesrepublik dann

nicht mehr als "Einheitsschule", sondern als "differenzierte

Gesamtschule" realisiert worden ist. In dem integrierenden

gemeinsamen Rahmen soll durch eine komplexe Binnenorganisation

von Kursen und Abschlüssen der Vielfalt der Bildungswege und

Lebensziele, der Differenziertheit der Kultur sowie der

Interessenvielfältigkeit der einzelnen Schülerindividualitäten

angemessen Rechnung getragen werden. Aber wieweit sind dabei bei

allen Beteiligten wirklich die skizzierten Einheitsmotive

getilgt, die an der deutschen Tradition zu veranschaulichen

sind, aber nicht ihr ausschließliches Spezifikum zu sein

scheinen. Ich habe hier Anfragen an das Einheitsschulmodell der

DDR (Waterkamp 1987, S. 108 ff.; Materialien zur Lage der Nation

1990, S. 171 ff.), will aber auch auf die Verhältnisse in

Griechenland oder Japan verweisen. Dort ist die Integration des

Schulwesens besonders weit vorangetrieben worden - mit der

Folge, daß Differenzierungsprozesse nun jedem Versuch einer

schulinternen Steuerung entzogen bleiben. Beide Länder sind für

das extreme Ausmaß bekannt, in dem Kinder - schon im Grundschul-

alter - private Nebenschulen besuchen (vgl. zum Beispiel White

1987).

Probleme entstehen dem Modell "der einen Schule für alle" aber

auch von der entgegengesetzten Seite: durch eine geradezu

uferlose Differenzierung und Vermehrung des Angebots, die die

angestrebte Gemeinsamkeit schulischer Lernanstrengung und eines

bildenden Lehrgangs innerlich aufheben. Die konservative

deutsche Pädagogik hat in diesem Sinne vor längerem das

Schreckbild einer Schule als "Warenhaus" an die Wand gemalt.
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Denn sie hatte für die innere Bedrohung der Einheit aus den

bezeichneten Gründen ein besonders ausgeprägtes Empfinden (zum

Beispiel Spranger 1949/1962, S. 71). Von der amerikanischen

Schulkritik ist das Bild - ohne erkennbare Bezüge und Affinitä-

ten - charakteristischerweise in den letzten Jahren als zutref-

fende Kennzeichnung der Entwicklung der amerikanischen high-

school gewertet worden (vgl. Powell u.a. 1985: "shopping mall";

allgemein Roeder 1986). Sicher muß man sich hüten, eine solche

Kritik unmittelbar auf die hiesigen Verhältnisse zu übertragen.

Doch scheinen verschiedene - in sich durchaus heterogene und im

einzelnen schwer versöhnbare - Einwände und Revisionsvorschläge

gegenüber der Gesamtschule hierzulande aus dem Bestreben zu

resultieren, entsprechenden Fehlentwicklungen vorzubeugen. Die

amerikanischen Kritiker haben die Schwäche der high-school

gerade in dem identifiziert, was vielen Beteiligten und anderen

Beobachtern als ihre Stärke erscheint: Die außerordentliche

Breite und Vielfalt des Angebots, das allen Bedürfnissen gerecht

werden soll - variety -, ist für sie nur Kennzeichen eines

Klimas, in dem alle mehr oder weniger freundlich aneinander vor-

beileben - neutrality - und jeder nur tut, was ihm unmittelbar

zusagt - choice - (Powell u.a. 1985, S. 11 ff.).

Von derartigen Freiheitsgraden sind unsere Schulen - zu ihrem

Nach- und Vorteil - erkennbar weit entfernt. Dennoch kann man

hinter der Befürwortung kleinerer überschaubarer Schulen, dem

Bemühen um eine Stärkung des sozialen Zusammenhalts und

schließlich der Suche nach einem spezifischen (inhaltlichen)

Profil der einzelnen Schule eine prinzipiell vergleichbare

Distanzierung vom Ideal der "einen Schule für alle" sehen.

Solche Initiativen machen gewissermaßen die Rechnung für den

formal-organisatorischen Einheitsanspruch und die damit erkaufte

wechselseitige soziale Entfremdung auf. Es ist nicht etwa so,

daß sich diese Kritik pauschal gegen die Gesamtschule in der

Bundesrepublik richtet. Bemerkenswerterweise haben gerade die

Entwicklungen dieser Schulform nicht nur die Einsicht, sondern

die praktischen Ansätze zu einer "Pluralisierung des Schulange-
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bots11 positiv gefördert3. Dabei ergibt sich dann allerdings bald

eine zusätzliche Frage, weil aus der Verabschiedung des

schulischen Einheitsideals Folgeprobleme für die Gestaltung und

Verzahnung des Schulsystems entstehen. Diese Frage verweist auf

den Bereich der Schulverfassung, darum möchte ich mir ihre

Erörterung hier noch etwas aufsparen: Wie kann denn für diese

bunte Vielfalt von Schulen noch ein integrierender Gesamtrahmen

erhalten werden, der vernünftigerweise wahrnimmt, was auch die

"eine Schule für alle" leisten sollte, nämlich Vergleichbarkeit

und Durchlässigkeit garantieren?

2. Sozialer Chancenausgleich

Auch für die Zielsetzung, über die Schule den sozialen Chancen-

ausgleich zu fördern, hat gerade die Entwicklung der Gesamt-

schulen ein wichtiges Erfahrungsfeld dargestellt. Am Beginn der

Bildungsreform, die in der neuen Schulform ihren entschiedensten

Ausdruck finden sollte, stand der Vorsatz, die massive soziale

Ungleichheit in Bildungsbeteiligung und -erfolg zu beseitigen.

Aber die Bilanz nach fast zwei Jahrzehnten zeigt, daß der

Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Schullaufbahn auch

in den Gesamtschulen nur abgeschwächt, nicht aufgehoben wird

(vgl. den Überblick bei Baumert 1983, S. 255 ff.; Arbeitsgruppe

Bildungsbericht 1990, S. 324 ff.). Man wird auch diese Verminde-

rung sozialer Ungleichheit als bemerkenswerten Erfolg werten

können, aber im Fazit bleibt auch an den Gesamtschulen das

Reformziel unerreicht. (Über die Veränderungen der geschlechts-

spezifischen Selektion, die bis zum Abschluß der allgemeinbil-

Ein Ausdruck dieser Tendenz ist das wachsende Echo, das in
den letzten Jahren die Privatschulen finden. Am 8.4.1987 hat
das Bundesverfassungsgericht nicht nur die institutionelle
Garantie der Privatschule in der Verfassung betont, sondern
auch eine "sozialstaatliche Einstandspflicht" für die privaten
Ersatzschulen begründet. Den schulischen Pluralismus einer
Gesellschaft, die den Wünschen und Initiativen ihrer Bürger
offen steht, müsse der Staat "auch gegen sich selbst"
garantieren (BVerfGE 75, S. 40 ff., hier S. 66, 8.4.1987; vgl.
auch BVerwGE 79, S. 154 ff., 17.3.1988). Siehe im übrigen
Vogel 1988.


